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Ein herzliches Willkommen an jeden Einzelnen und jede Einzelne, ein herzliches 

Dankeschön, dass Sie die Leistungen unsere Preisträgerinnen Nina Horaczek und 

Constanze Ertl heute gemeinsam mit uns würdigen.  

Wir als Journalist:innengewerkschaft freuen uns sehr, den Vorhofer- und Hochner-Preis  

gemeinsam mit unseren Partnern vergeben zu dürfen. Ich bedanke mich herzlich bei der 

Kleinen Zeitung, bei Margit Weiß, bei der die Fäden zusammenlaufen und die die Fäden 

zusammenhält, beim Verbund, der die Preisgelder zur Verfügung stellt, namentlich bei 

Vorstandsvorsitzendem Michael Strugl und selbstredend bei Ihnen, Herr Bundespräsident, 

sie ehren durch die Überreichung nicht nur die Preisträgerinnen, sondern unterstreichen die 

Bedeutung von Qualitätsjournalismus für unsere Demokratie. Danke an unsere 

Muttergewerkschaft GPA mit Barbara Teiber an der  Spitze und an meinen Kollegen in der 

Journalist:innengewerkschaft Paul Vecsei, der von uns mit der Durchführung betreut ist und 

allen, die zum Gelingen dieser Veranstaltung beitragen. 

Vor ziemlich genau einem Jahr sind wir auch hier in der Hofburg zusammengekommen, um 

herausragende journalistische Leitungen auszuzeichnen, aber auch, um über 

Qualitätsjournalismus zu sprechen. Es ist schwierig, nicht ins Redundante abzugleiten, und 

in Wahrheit nicht vermeidbar. Der Befund ist heute ein ähnlicher, allerdings bei sich 

zuspitzender Dramatik. Wenige Monate nach dieser erfreulichen Zusammenkunft hier in der 

Hofburg, im Herbst des Vorjahres, haben wir einen Personalabbau von historischem 

Ausmaß erlebt – quer durch die Republik, bei Tageszeitungen, Gratismedien, Privatradio, 

Privatfernsehen bis hin zum ORF, der ebenfalls unter enormen Spardruck steht. Betroffen 

waren in erster Linie Journalistinnen und Journalisten, aber auch Kolleg:innen aus den 

technisch-redaktionellen Diensten und den kaufmännischen Bereichen. Und dieser Abbau – 

wie wir leider gerade sehen -  setzt sich im heurigen Jahr fort. Der Verlust journalistischer 

Arbeitsplätze wirkt auf unterschiedlichen Ebenen verhängnisvoll.  

Die betroffenen Kolleg:innen haben nicht nur ihre finanzielle Sicherheit, sondern vielfach 

auch ihren Beruf verloren und müssen sich, teils in durchaus fortgeschrittenerem Alter, auf 

dem Arbeitsmarkt völlig neu orientieren und in anderen Berufen Fuß fassen.  

Die verbliebenen Kolleg:innen leiden noch wesentlich stärker unter extremer 

Arbeitsverdichtung, fürchten gleichzeitig um ihre Jobs und nehmen verstärkt von sich aus 

Abschied von ihrem Arbeitsplatz und der Branche. Nachwuchs ist schwer zu finden, ist er 

gefunden, ist er aufgrund der Bedingungen – sehr viel, zu viel Arbeit bei sinkendem 

Einkommen - oft bald wieder weg. Journalist:innen werden zur schützenswerten Art. 
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Diese Situation hat dramatische Auswirkungen auf den Qualitätsjournalismus. Es ist keine 

neue Botschaft: Hinzuschauen braucht Zeit, eingehende Recherche braucht Zeit, 

nachzufragen braucht Zeit. Sich Wissen über komplexe Sachverhalte anzueignen, braucht 

Zeit. Diese Zeit gibt es – trotz höchster Einsatzbereitschaft - in den Redaktionen immer 

weniger, Journalismus mit Tiefgang wird weniger, um diese ehrliche, schonungslose 

Einschätzung kommen wir nicht herum. Nur hilft uns diese Selbstkritik nicht weiter, weil die 

Rahmenbedingungen als Ursache nicht von Einzelnen veränderbar sind.  

Sich leerende und leere Kassen, der Spagat zwischen dem Erhalt des Bewährten und der 

Transformation ins Neue, setzen alle in der Branche unter Druck. Medienmanager ist derzeit 

vermutlich auch nicht der Traumjob schlechthin.  

Zusätzlich zum Personalabbau – wobei mit jedem und jeder ein großer Wissensschatz das 

Haus verlässt - sehen wir Fusionen von Medienhäusern und diverse inhaltliche 

Kooperationen. Aus der Not geboren sind die Versuchungen erklärbar, aber brandgefährlich. 

Der ohnehin sehr überschaubare österreichische Medienstandort wird noch enger. Hören Sie 

darüber etwas in der Öffentlichkeit? Ich nicht. Das liegt auch an einer Art brancheninternem 

Schweigegelübde, über Probleme der eigenen Zunft tunlichst knapp bis gar nicht zu 

berichten. Ein schwerer Fehler. Es geht nicht um Selbstzerfleischung, sondern schlicht 

darum, zu schreiben und zu sagen, was ist. Nämlich, dass eine Kontrollinstanz der 

Demokratie erodiert. Ohne Öffentlichkeit keine öffentliche Diskussion, kein Aufschrei, kein 

Aufschrecken der Zivilgesellschaft. Unser Gang in den Untergang ist ein leiser.  

Die Glaskugel, wie die Transformation ins Digitale zu schaffen und der Journalismus zu 

retten ist, haben wir leider alle nicht. Den (wirtschaftlichen) Entscheidern sei geraten: 

Vertraut auf die Erfahrungen eurer Redaktionen, fördert den breiten, offenen Diskurs, gesteht 

euch ein, dass Versuche auch Irrtümer hervorbringen, und habt den Mut, Änderungen wieder 

zu ändern, wenn der Erfolg ausbleibt. Wir müssen nicht auf allen medialen Kirtagen tanzen, 

sondern unsere Kernkompetenzen stärken, menschengemachten seriösen, unabhängigen, 

unerschrockenen Journalismus in Vielfalt bieten. Und spätestens jetzt wird es redundant: 

wenn wir beliebig und austauschbar werden, sind wir beliebig und austauschbar.  

Eine zentrale Rolle kommt – welche Überraschung – der Politik zu. Wer es mit der 

Demokratie ernst meint, muss es auch mit Medienförderung erst meinen. Wer von 

Qualitätsjournalismus redet, muss diesen Reden Taten folgen lassen. Wir brauchen endlich 

Planbarkeit, wir brauchen die neue Qualitätsjournalismusförderung und wir brauchen die 

bereits zugesagten aber noch immer nicht ausbezahlten 25 Millionen Euro Zustellförderung. 

Was die Privatsender im Land hingegen nicht brauchen, ist eine Streamingabgabe von 

kolportierten zwölf Prozent des Umsatzes, die journalistische Arbeitsplätze gefährdet. Bitte 

nehmen sie die Situation ernst. Es geht um den Medienstandort, es geht um Vielfalt, um 

Teilhabe, um Information und Meinung, die Namen und Adresse haben, um Diskurs. Es geht 

um eine Säule unserer Demokratie. 

In einem Jahr werden wir uns wieder hier treffen und feststellen, ob wir in Zeiten leben, als 

das Wünschen noch geholfen hat.  

 


